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Leitsätze Aufgrund des vom Gesetzgeber

gewählten Bruttokaltmietenkonzepts ist
die abstrakte Angemessenheit der Kosten
der Unterkunft einheitlich für die
Bruttokaltmiete zu beurteilen. Eine
isolierte Kürzung der Leistungen für
einzelne Elemente der Bruttokaltmiete
(wie z.B. den Wasserverbrauch) wegen
Unangemessenheit ist daher nicht
zulässig, solange die Summe aus
Grundmiete und kalten Betriebskosten
insgesamt abstrakt angemessen ist.
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1. Der Bescheid des Beklagten vom 4.6.2018 in der Fassung des
Widerspruchsbescheids vom 2.7.2018 wird abgeÃ¤ndert. 2. Der Beklagte wird
verurteilt, der KlÃ¤gerin eine weitere Beihilfe in HÃ¶he von 227,63 EUR fÃ¼r die
Nebenkostennachzahlung fÃ¼r das Jahr 2016 zu gewÃ¤hren. 3. Der Beklagte hat
die auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin zu erstatten. 4. Die Berufung wird
wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der Rechtssache zugelassen.
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Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Ã�bernahme einer Nebenkostennachzahlung.

Die 1969 geborene alleinstehende KlÃ¤gerin bezieht seit November 2008 vom
Beklagten ergÃ¤nzend zu einer unbefristeten Rente wegen voller
Erwerbsminderung aus der gesetzlichen Rentenversicherung Leistungen der
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 4. Kapitel des
ZwÃ¶lften Buches des Sozialgesetzbuches (SGB XII). Sie bewohnt eine 77 mÂ²
groÃ�e 3-Zimmer-Wohnung in U, fÃ¼r die sie im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
monatlich eine Grundmiete von 440 EUR und Nebenkostenvorauszahlungen in
HÃ¶he von 120 EUR zu entrichten hatte. Der Beklagte berÃ¼cksichtigt diese
laufenden Kosten der Unterkunft und Heizung trotz von ihm angenommener
abstrakter Unangemessenheit, da der KlÃ¤gerin nach den Feststellungen seines
Gesundheitsamts ein Wohnungswechsel aus medizinischen GrÃ¼nden nicht
zuzumuten ist. Bereits mit Bescheiden vom 9.12.2014, 20.10.2015 und 7.11.2016
hatte der Beklagte jedoch anlÃ¤sslich der Vorlage der jÃ¤hrlichen
Nebenkostenabrechnungen den Wasserverbrauch der KlÃ¤gerin als unangemessen
hoch beanstandet. Es seien lediglich 60 mÂ³ pro Jahr angemessen, die KlÃ¤gerin
habe jedoch 65,30 mÂ³ (2013), 95,70 mÂ³ (2014) und 116 mÂ³ (2015) verbraucht.
Zuletzt, mit Bescheid vom 7.11.2016, Ã¼bernahm der Beklagte daher
ankÃ¼ndigungsgemÃ¤Ã� die Nebenkostennachforderung lediglich anteilig
entsprechend dem von ihm fÃ¼r angemessen gehaltenen Wasserverbrauch.

Mit Schreiben vom 7.8.2017, beim Beklagten eingegangen am 9.8.2017, legte die
KlÃ¤gerin die Nebenkostenabrechnung fÃ¼r das Jahr 2016 vor und beantragte die
Ã�bernahme der sich hieraus ergebenden Nachzahlung in HÃ¶he von 266,25 EUR.
Der Wasserverbrauch im Jahr 2016 hatte sich danach auf 122,6 mÂ³ belaufen
(Warmwasser 47,7 mÂ³, Kaltwasser 74,9 mÂ³). Aus der Abrechnung gingen
Wasserkosten von 445,80 EUR hervor (3,6362 EUR je m3).

Mit Bescheid vom 4.6.2018 bewilligte der Beklagte der KlÃ¤gerin einen Teilbetrag
der Betriebskostennachforderung fÃ¼r 2016 in HÃ¶he von 38,62 EUR und lehnte
den Antrag im Ã�brigen ab. Durch den unangemessenen Verbrauch seien
Mehrkosten in HÃ¶he von 227,63 EUR entstanden (62,6 mÂ³ unangemessener
Verbrauch x 3,6362 EUR), nach deren Abzug von der Nachforderung der zu
bewilligende Restbetrag von 38,62 EUR verbleibe. Dagegen erhob die KlÃ¤gerin mit
Schreiben ihres BevollmÃ¤chtigten vom 15.6.2018 Widerspruch. Sie machte
geltend, ihr Verbrauch sei angemessen gewesen. Gegebenenfalls sei sie
dahingehend zu beraten, welche konkreten MaÃ�nahmen zur Kostensenkung in
Betracht kÃ¤men. Mit Widerspruchsbescheid vom 2.7.2018 wies der Beklagte den
Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur weiteren BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er
aus, bei Ã�berschreitung des nach den Feststellungen des Statistischen
Bundesamts durchschnittlichen Wasserverbrauchs bestehe nach der
Rechtsprechung der 6. Kammer des Sozialgerichts Freiburg (Az. S 6 AS 3782/09,
(juris)) Anlass zur Annahme, dass der Verbrauch unangemessen hoch sei. In solchen
FÃ¤llen obliege es dem Hilfesuchenden, konkret vorzubringen, warum sein
Wasserverbrauch Ã¼ber dem Grenzwert liege, aber gleichwohl noch als
angemessen anzusehen sei. Nach den aktuellsten vorliegenden Erhebungen des
statistischen Bundesamts aus dem Jahr 2013 liege der durchschnittliche jÃ¤hrliche
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Wasserverbrauch bei 42,34 mÂ³. Die KlÃ¤gerin habe fast die dreifache Menge
verbraucht, ohne nachvollziehbare GrÃ¼nde hierfÃ¼r darzulegen. Sie sei auch in
der Vergangenheit wiederholt auf die Unangemessenheit ihres Wasserverbrauchs
hingewiesen und zu sparsamerem Verbrauch aufgefordert worden. Am 6.7.2018
erhob die KlÃ¤gerin durch ihren BevollmÃ¤chtigten dagegen Klage zum
Sozialgericht Freiburg.

Die KlÃ¤gerin hat insbesondere vorgebracht, sie sei krankheitsbedingt nicht in der
Lage, trotz Beanstandung ihres bisherigen Wasserverbrauchs adÃ¤quat reagieren.
So leide sie u.a. aufgrund einer hormonellen StÃ¶rung unter einer Ã¼bermÃ¤Ã�igen
Schwitzneigung und habe infolgedessen einen erhÃ¶hten Bedarf zu duschen und zu
baden sowie nach frischer WÃ¤sche. Der BevollmÃ¤chtigte legte ein
entsprechendes Attest des Allgemeinmediziners B vom 16.7.2018 vor.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Bescheid des Beklagten vom 4.6.2018 in der Fassung des
Widerspruchsbescheids vom 2.7.2018 abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu
verurteilen, der KlÃ¤gerin eine weitere Beihilfe in HÃ¶he von 227,63 EUR fÃ¼r die
Nebenkostennachzahlung fÃ¼r das Jahr 2016 zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Selbst wenn man die
geltend gemachten medizinischen GrÃ¼nde akzeptiere, gelange man ausgehend
von einer tÃ¤glichen Benutzung der Waschmaschine (max. 84 l pro Waschgang)
sowie zwei tÃ¤glichen Duschen Ã  60 l zu einem jÃ¤hrlichen Wasserverbrauch von
74,46 mÂ³, mithin einem Wert, der ebenfalls noch deutlich unter dem
tatsÃ¤chlichen Wasserverbrauch liege.

Das Gericht hat zur AufklÃ¤rung des Sachverhalts behandelnde Ã�rzte der
KlÃ¤gerin als sachverstÃ¤ndige Zeugen befragt. Der Hausarzt B attestierte unter
dem 29.1.2019 einen Diabetes mellitus Typ IIb sowie eine nach Angaben der
KlÃ¤gerin extrem erhÃ¶hte Schwitzneigung mutmaÃ�lich hormoneller Ursache.
Ã�ber den dadurch objektiv bedingten Wassermehrbedarf kÃ¶nne er nur
spekulieren, 50%, 75%, mehr kÃ¶nne er sich kaum vorstellen. Die FachÃ¤rztin fÃ¼r
psychosomatische Medizin und Psychotherapie Dr. H berichtete in ihrer Auskunft
vom 24.1.2019, sie habe die KlÃ¤gerin in den Jahren 2007 und 2008 behandelt und
eine schwere depressive Episode ohne psychotische Symptome diagnostiziert sowie
â�� als Verdachtsdiagnose â�� eine Posttraumatische BelastungsstÃ¶rung. Sie
kÃ¶nne sich vorstellen, dass die KlÃ¤gerin aufgrund ihrer doch sichtbaren
Intelligenzminderung keinen sparsameren Wasserverbrauch durchfÃ¼hren kÃ¶nne.

Die Beklagte hat auf Veranlassung des Gerichts am 21.2.2019 einen Hausbesuch
durch ihren AuÃ�endienstmitarbeiter B vornehmen lassen. Dabei wurden
ausweislich seines Berichts vom 25.2.2019 keine baulichen oder technischen
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Ursachen eines erhÃ¶hten Wasserverbrauchs (z.B. Wasserverlust durch tropfende
WasserhÃ¤hne oder Wasserrohrbruch) festgestellt. Die KlÃ¤gerin habe auch keine
nachvollziehbaren Ursachen fÃ¼r den erhÃ¶hten Verbrauch angeben kÃ¶nnen. So
dusche sie nach eigenen Angaben einmal tÃ¤glich. Eine gewisse Reduktion des
Verbrauchs kÃ¶nne durch den Einbau von Strahlreglern und eines wassersparenden
Duschkopfs erzielt werden, durch die sich der Wasserdurchfluss ohne wesentliche
KomforteinbuÃ�e um bis zu 2/3 verringern kÃ¶nne. Die Anschaffungskosten
hierfÃ¼r wÃ¼rden sich ohne Montage auf ca. 40 EUR belaufen.

Die die KlÃ¤gerin betreffende Verwaltungsakte des Beklagten lag in den
entscheidungserheblichen Teilen vor und war Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung. Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Verfahrens sowie des
Vorbringens der Beteiligten wird darauf und auf die Verfahrensakte des Gerichts
Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist form- und fristgerecht erhoben sowie auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. Sie
ist als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 und 4
des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) statthaft.

Die Klage ist auch vollumfÃ¤nglich begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat entgegen dem
angefochtenen Bescheid Anspruch auf weitere Leistungen fÃ¼r die Kosten der
Unterkunft in Form der streitgegenstÃ¤ndlichen anteiligen
Nebenkostennachzahlung.

GemÃ¤Ã� Â§ 35 Abs. 1 S. 1 SGB XII i.V.m. Â§ 42a Abs. 1 SGB XII, deren
Voraussetzungen dem Grunde nach die KlÃ¤gerin unstreitig und offenkundig
erfÃ¼llt, werden Bedarfe fÃ¼r die Unterkunft in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen anerkannt. Unter den Voraussetzungen von Â§ 35 Abs. 2 S. 1 und 2
SGB XII i.V.m. Â§ 42a Abs. 1 SGB XII (Mietsenkungsverfahren und Ablauf der sog.
Schonfrist) beschrÃ¤nken sich die Leistungen fÃ¼r die Unterkunft auf den der
Besonderheit des Einzelfalles angemessenen Umfang. Das danach vorgesehene
Mietsenkungsverfahren hat hier stattgefunden; die KlÃ¤gerin wusste aufgrund
frÃ¼herer Bescheide des Beklagten, in welcher HÃ¶he dieser die Kosten der
Unterkunft und insbesondere fÃ¼r die Wasserversorgung fÃ¼r angemessen
erachtete. Streitentscheidend ist daher, ob die Kosten der Unterkunft der KlÃ¤gerin
tatsÃ¤chlich abstrakt unangemessen sind.

Bei der AusfÃ¼llung des unbestimmten Rechtsbegriffs der Angemessenheit der
Unterkunftskosten kÃ¶nnen unterschiedliche Betrachtungsweisen gewÃ¤hlt werden.
So kann die Grund- bzw. Kaltmiete isoliert betrachtet werden
(Nettokaltmietenkonzept), die Grundmiete zusammen mit den Heizkosten
(Nettowarmmietenkonzept), die Grundmiete zusammen mit den kalten
Nebenkosten (Bruttokaltmietenkonzept) oder die Grundmiete mit den kalten
Nebenkosten und den Heizkosten (Bruttowarmmietenkonzept). Das Gesetz
unterscheidet in Â§ 35 SGB XII (ebenso wie in der Parallelvorschrift Â§ 22 des
Zweiten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB II)) zwischen Leistungen fÃ¼r die
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Kosten der Unterkunft einerseits (Â§ 35 Abs. 1 bis 3 und 5 SGB XII) sowie solchen
fÃ¼r Heizung und zentrale Warmwasserversorgung andererseits (Â§ 35 Abs. 4 SGB
XII). Hieraus folgt, dass der Gesetzgeber unter den Kosten der Unterkunft im Sinne
der Vorschrift die Bruttokaltmiete versteht. Dementsprechend ist nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) die abstrakte Angemessenheit der
Kosten der Unterkunft einheitlich fÃ¼r die Bruttokaltmiete zu beurteilen. Das BSG
geht ausdrÃ¼cklich davon aus, dass dieses Vorgehen den Leistungsberechtigten
die MÃ¶glichkeit gewÃ¤hrleisten soll, innerhalb des die Angemessenheit
bestimmenden Produkts aus WohnungsgrÃ¶Ã�e und Ausstattung tatsÃ¤chlich frei
wÃ¤hlen zu kÃ¶nnen, die MÃ¶glichkeiten der Produkttheorie also ausschÃ¶pfen zu
kÃ¶nnen (BSG-Urt. v. 19.10.2010, Az. B 14 AS 50/10 R, (juris), Rn. 33; weitere Nw.
bei Piepenstock in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5.A., Â§ 22 (Stand: 09.04.2020),
Rn. 93, Fn. 165f.). Das BSG hat auch der NichtberÃ¼cksichtigung mietvertraglich
geschuldeter Bestandteile einer abstrakt angemessenen Bruttokaltmiete wegen
qualitativer Unangemessenheit der korrespondierenden Vermieterleistung eine
Absage erteilt. So sind von einer abstrakt angemessenen Bruttokaltmiete umfasste
ZuschlÃ¤ge fÃ¼r MÃ¶blierung (Urt. v. 7.5.2009, Az. B 14 AS 14/08 R), fÃ¼r den
Kabelanschluss (Urt. v. 19.2.2009, Az. B 4 AS 48/08 R) und selbst â�� bei fehlender
Abtrennbarkeit â�� fÃ¼r einen PKW-Stellplatz (Urt. v. 7.11.2006, Az. B 7b AS 10/06
R, alle in (juris)) als Bedarfe anzuerkennen.

Diese GrundsÃ¤tze sind nach Ã�berzeugung des Gerichts auf die kalten
Nebenkosten insgesamt als die Bruttokaltmiete neben WohnflÃ¤che und
Wohnstandard bestimmende Faktoren zu Ã¼bertragen. Konsequenz hieraus ist,
dass u.a. auch die Kosten fÃ¼r den Wasserverbrauch im Gegensatz zu den Kosten
fÃ¼r die Heizenergie nicht von der Bruttokaltmiete getrennt einer
AngemessenheitsprÃ¼fung unterzogen werden kÃ¶nnen. Denn zu den
Betriebskosten, die in die Bruttokaltmiete einzustellen sind, gehÃ¶ren auch die
Kosten fÃ¼r den Wasserverbrauch, da vom Gesetzeswortlaut der Â§Â§ 35 SGB XII, 
22 SGB II und dem folgend auch vom BSG ausdrÃ¼cklich nur die Heizkosten und die
Kosten der zentralen Warmwasserversorgung als getrennt zu beurteilende Bedarfe
genannt werden. Die Unterkunftskosten in Form der tatsÃ¤chlichen Bruttokaltmiete
inklusive der Wasserverbrauchskosten sind daher grundsÃ¤tzlich als angemessen
zu Ã¼bernehmen, so lange nur die Bruttokaltmiete insgesamt abstrakt angemessen
ist (so bereits SG Frankfurt/Oder, Urt. v. 30.5.2012, Az. S 28 AS 3192/10, (juris); a.A.
die 6. Kammer des SG Freiburg, a.a.O.).

Ein Freibrief, z.B. durch unangemessen hohen Wasserverbrauch vermeidbare kalte
Nebenkosten auf Kosten des GrundsicherungstrÃ¤gers herbeizufÃ¼hren, folgt
hieraus nicht. Denn erstens werden die Leistungen fÃ¼r kalte Nebenkosten durch
die AngemessenheitsprÃ¼fung der Bruttokaltmiete auf den Differenzbetrag
zwischen Grundmiete und abstrakter Angemessenheitsgrenze limitiert. Zweitens
bleibt es dem LeistungstrÃ¤ger unbenommen, bei Hinweisen auf einen
unangemessenen Verbrauch dessen Ursachen zu ermitteln und den
LeistungsempfÃ¤nger aufzufordern, im Rahmen seiner Selbsthilfeobliegenheit nach 
Â§ 2 Abs. 1 SGB XII an deren Beseitigung mitzuwirken. Kommt der
LeistungsempfÃ¤nger dem nicht nach, kann dies unter den Voraussetzungen des Â§
34 SGB II oder des Â§ 103 SGB XII KostenersatzansprÃ¼che auslÃ¶sen. Noch
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weitergehend befÃ¼rwortet das SG Frankfurt/Oder, a.a.O. die MÃ¶glichkeit einer
LeistungskÃ¼rzung nach Â§ 242 des BÃ¼rgerlichen Gesetzbuchs (BGB) in
ExtremfÃ¤llen rechtsmissbrÃ¤uchlichen Verhaltens. Ob dem zu folgen ist, kann
dahinstehen, da Anhaltspunkte fÃ¼r ein derartiges rechtsmissbrÃ¤uchliches
Verhalten der KlÃ¤gerin nicht ersichtlich sind.

Die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Bruttokaltmiete im Jahr
2016 Ã¼berstiegen schlieÃ�lich den abstrakt angemessenen Umfang entgegen der
Annahme des Beklagten nicht. Denn nach der Rechtsprechung des BSG und des
LSG Baden-WÃ¼rttemberg entspricht das Konzept des Beklagten zur Ermittlung der
angemessenen Bruttokaltmiete fÃ¼r den Vergleichsraum Umland Freiburg, zu dem
die Wohnortgemeinde der KlÃ¤gerin gehÃ¶rt, im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
nicht den Mindestanforderungen der Rechtsprechung an die SchlÃ¼ssigkeit
derartiger Konzepte und kann wegen Zeitablaufs auch nicht mehr nachgebessert
werden. Daher ist auf die Tabellenwerte des Â§ 12 WoGG zuzÃ¼glich eines
Sicherheitszuschlags von 10% zurÃ¼ckzugreifen und fÃ¼r die Raumschaft Umland
Freiburg die Mietstufe VI zugrundezulegen (LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urt. v.
6.12.2018, Az. L 7 AS 4457/16, unter Berufung auf BSG-Urt. v. 16.6.2015, Az. B 4 AS
44/14 R, beide in (juris)). Die maÃ�gebliche Angemessenheitsgrenze fÃ¼r die
Bruttokaltmiete eines 1-Personen-Haushalts am Wohnort der KlÃ¤gerin belief sich
daher 2016 auf 574,20 EUR monatlich oder 6890,40 EUR jÃ¤hrlich. Die
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Bruttokaltmiete
einschlieÃ�lich der laut der Nebenkostenabrechnung fÃ¼r 2016 hierauf
entfallenden Nachforderung belaufen sich dagegen lediglich auf 6589,41 EUR, wie
sich aus der nachfolgenden Berechnung ergibt:

Grundmiete 440 EUR x 12 5280,00 EUR Kalte Nebenkosten laut Jahresabrechnung:
Betriebskosten 854,88 EUR Wasserkosten 445,80 EUR Ablesekosten 8,73 EUR
Summe = Brutto-Kaltmiete 2016 6589,41 EUR

Die Klage ist daher vollumfÃ¤nglich begrÃ¼ndet.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG, die Zulassung der Berufung auf Â§
144 Abs. 2 Nr. 1 SGG. Die Rechtssache hat grundsÃ¤tzliche Bedeutung. Beim
Sozialgericht Freiburg sind mehrere Klagen gegen verschiedene LeistungstrÃ¤ger
wegen fraglich unangemessenen Wasserverbrauchs bei abstrakt angemessener
Bruttokaltmiete anhÃ¤ngig. Die Rechtsfrage ist auch klÃ¤rungsbedÃ¼rftig, denn es
wurden soweit ersichtlich lediglich einander widersprechende erstinstanzliche
Urteile hierzu verÃ¶ffentlicht (SG Freiburg und SG Frankfurt/Oder, a.a.O.).

Erstellt am: 22.09.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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